
261 der Beilagen zu denstenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (153 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über Änderungen auf 

dem Gebiet des Personenstandsrechts 
Der gegenständliche Gesetzentwurf sieht ins­

besondere Änderungen auf dem Gebiete des Per­
sonenstandsrechtes vor, die im Hinblick auf die 
Neuregelung des Namensrechtes durch das Bundes­
gesetz über die Neuordnung der persönlichen 
Rechtswirkungen der Ehe, BGBL Nr. 412/1975, 
notwendig geworden sind. Ferner soll vorlie­
gende Novelle den Intentionen des Bundes­
gesetzes über die Neuordnung des Rechtes der 
Annahme an Kindesstatt, BGBL Nr. 58/1960, 
und des Bundesgesetzes über die Neuordnung 
der Rechtsstellung des unehelichen Kindes, 
BGBL Nr. 342/1970, Rechnung tragen. 

Wuganigg 
Berichterstatter 

Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage am 
3. Juni 1976 in Verhandlung gezogen und nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Dok­
tor Broesigke, Dr. Ermacora und 
Dr. Pr ade r sowie des Bundesministers R öse h 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes in der vom 
Abgeordneten Dr. Er mac 0 ra vorgeschla­
genen Fassung zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

/ 

Wien, 1976 06 03 

Thalhammer 
Obmann 

). 

261 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



2 261 der Beilagen 

'j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über Änderungen auf dem Gebiet des Per­

sonenstandsrech ts 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Der § 8 der Zweiten Verordnung über die 
Einführung des deutschen Personenstands rechts 
im Lande österreich vom 23. Dezember 1938, 
deutsches RGBI. I S. 1919, wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Das Personenstandsgesetz vom 3. November 
1937, deutsches RGBI. I S. 1146, zuletzt geändert 
durch die Kundmachung BGBI. Nr. 59/1968, 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Abs. 2 des § 5 hat zu lauten: 
,,(2) Zum Nachweis der Ehefähigkeit haben die 

Verlobten eine beglaubigte Abschrift aus dem 
Geburtenbuch und gegebenenfalls die· Heirats­
urkunde ihrer Eltern sowie einen Staatsbürger­
schaftsnachweis beizubringen. Reichen diese Ur­
kunden nicht aus, so muß der Standesbeamte 
weitere Unterlagen fordern." 

2. Dem § 5 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
,,(4) Der Standesbeamte hat die Verlobten 

frühestmöglich auf ein ihnen nach § 93 Abs. 1 
zweiter Satz ABGB zustehendes Recht, als ge­
meinsamen Familiennamen den Familiennamen 
der Frau zu bestimmen, hinzuweisen." 

3. Dem Abs. 1 Z. 4 des § 11 werden nach 
Ersetzung des Punktes durch einen Beistrich fol­
gende Bestimmungen als Z. 5 und 6 angefügt: 

,,5. gegebenenfalls die Erklärung der Eheschlie­
ßenden, daß sie nach § 93 Abs. 1 zweiter Satz 
ABGB als gemeinsamen Familiennamen den Fa­
miliennamen der Frau bestimmt haben, 

. 6. die Angabe, welchen Familiennamen die 
Ehegatten nach § 93 Abs. 1 und 3 ABGB zu 
führen haben; der Abs. 3 ist nur anzuführen, 
wenn er in dem betreffenden Fall anzuwenden 
ist." 

4. Der Abs. 1 des § 24 hat zu lauten: 
,,(1) Ist ein Kind totgeboren oder in der Ge­

burt verstorben (§ 1 Abs. 7 Buchst. b des Heb­
ammengesetzes 1963), so ist die Anzeige spä­
testens am folgenden Werktag zu erstatten." 

5. Dem § 24 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
,,(3) Fehlgeburten (§ 1 Abs. 7 Buchst. c des 

Hebammengesetzes 1963) sind in den Personen­
standsbüchern nicht zu beurkunden." 

6. Der § 29 wird aufgehoben. 
7. Im Abs. 1 des § 30 hat das Wort "ferner" 

zu entfallen. 
8. Der Abs. 1 Z. 1 des § 33 hat zu lauten: 
,,1. der Ehegatte, ~onst der nächste Familien­

angehörige (§ 10)," 
9. Der § 61 hat zu lauten: 
,,§ 61. Die Einsicht in die Familien., Geburten­

und Sterbebücher, die Durchsicht dieser Bücher, 
die Erteilung beglaubigter Abschriften und die 
Ausstellung von standesamtlichen Urkunden 
(Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, Sterbe­
urkunden) kann nur von Behörden und von den 
Personen verlangt werden, auf die sich die Ein­
tragung bezieht, sowie von deren Ehegatten, Vor­
fahren und Abkömmlingen. Im übrigen besteht 
·ein Recht auf Einsicht, Durchsicht und Erteilung 
von Abschriften nur, wenn ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft gemacht wird." 

10. Der § 63 hat zu lauten: 
,,§ 63. In die Heiratsurkunde werden aufge­

nommen 
1. die Vornamen und die Familiennamen der 

Eheschließenden, 
2. der Beruf und Wohnort der Eheschließen­

den, der Ort und Tag ihrer Geburt sowie 
ihr religiöses Bekenntnis, 

3. der Ort und Tag der Eheschließung, 
4. gegebenenfalls die Erklärung der Eheschlie­

ßenden, daß sie nach § 93 Abs. 1 zweiter 
Satz ABGB als gemeinsamen Familiennamen 
den Familiennamen der Frau bestimmt 
haben, 

5. die Angabe, welchen Familiennamen die 
Ehegatten nach § 93 Abs. 1 und 3 ABGB 

261 der Beilagen XIV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)2 von 6

www.parlament.gv.at



261 der Beilagen 3 

zu führen haben; der Abs. 3 ist nur anzu­
·führen, wenn e~ in dem betreffenden Fall 
anzuwenden ist." 

11. Die Z. 4 des § 64 wird unter Ersetzung 
des Beistrichs am Ende der Z. 3 durch einen 
Punkt" aufgehoben. 

12. Der § 65 hat zu lauten: 

,,§ 65. (1) Ist ein Eintrag berichtigt worden, 
sp sind nur die sich aus der Berichtigung erge­
~'enden Tatsachen in der Urkunde anzuführen. 
, (2) Ebenso ist zu verfahren, wenn sich aus dem 
Eintrag im Geburtenbuch ergibt, daß die Ab­
stammung, der Personenstand oder ein Name 
einer Person mit allgemein verbindlicher Wir­
Rung festgestellt oder geändert worden ist. 
, (3) Sonstige Änderungen des Eintrags und 
Vermerke sind am Schluß als solche anzuführen." 

ArtikelJII 

Die Erste Verordnung zur Ausführung des Per­
~onenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938, deut­
sches RGBL I S. 533,zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBL Nr. 342/1970, wird wie 
folgt geändert: -

" 1. Der Abs. 2 de~ § 2 hat zu lauten: 
,,(2) Die Eintragungen werden' unter fortlau­

fenden Nummern vorgenommen. Abkürzungen 
sind nicht zulässig; der Bundesminister für Inne­
res kann den Gebrauch bestimmter Abkürzungen 
zulassen. Zwischenräume sind durch eindeutige 
Zeichen vor unbefugten Einfügungen zu sichern." 

2. Dem § 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
,,(3) Bei den Eintragungen in die Personen­

standsbücher und bei der Ausfertigung von be­
glaubigten Abschriften und Personenstands­
llrkunden dürfen technische Hilfsmittel ver-

. wendet werden." 
3. Die Z. 3. des § 3 wird aufgehoben. 

4. Der § 1l hat zu lauten: 
,,§ 11. Bei den Eintragungen in die Personen 

standsbücher und den Ausfertigungen der Per­
~onenstandsurkunden ist dem Familiennamen, 
wenn er sich durch Heirat geändert hat, der Ge­
~chlechtsname beizufügen." 

5. Der Abs. 1 Z. 1 des § 14 hat zu lauten: 
, ,,1. für jedes Personenstandsbuch ein nach den 
Anfangsbuchstaben der Familiennamen, beim 
Familienbuch auch nach den Anfangsbuchstaben 
der Geschlechtsnamen der Ehegatten, geordnetes 
Namensverzeichnis, " 

6. Der § 15 hat zu lauten: 
, ,,§ 15. Die Personenstandsbücher und Zweit­
bücher dürfen in losen Blättern angelegt werden. 
biese sind spätestens im jeweils folgenden Ka­
lenderjahr, nach den einzelnen Personenstands­
püchern getrennt, zu binden." 
, 7. Die §§ 18 und 19 werden aufgehoben. 

8. Der Abs. 1 des § 21 hat zu lauten: 
,,(1) Die im § 14 Abs. 1 und 2 des Ehe­

gesetzes genannten Personen sollen ein Ehefähig-, 
keitszeugnis vorlegen." 

9. Der Abs. 1 zweiter Satz des § 22 hat zu 
lauten: 
"Die Mitteilung hat zu enthalten die Vornamen 
und die Familiennamen des Kindes und der Ver­
lobten, den Ort und Tag der Geburt des Kindes 
und der Eheschließung der Eltern, die Bezeich­
nung des standesamtlichen Eintrags der Geburt 
des Kindes und der Eheschließung der Eltern, 
gegebenenfalls auch des Kindes, die Angabe,' 
welchen Familiennamen die Ehegatten nach § 93 
Abs. 1, gegebenenfalls Abs. 3 ABGB zu führen 
haben, sowie den Beruf, Wohnort und das reli­
'giöse Bekenntnis der Verlobten." 

10. Der Abs. 7 zweiter Satz des § 22 hat zu 
lauten: ' 

"Diesem sind überdies die im Abs. 1 zweiter 
Satz vorgesehenen Angaben mitzuteilen." 

11. Die Abs. 2 und 3 des § 37 werden aufge­
hoben. 

12. Im § 38 Abs. 2 zweiter Satz wird das Wort 
"Geburtsnamen" durch das Wort "Geschlechts­
namen" ersetzt. 

13. Nach dem § 48 wird folgender § 48 a ein­
gefügt: 

,,§ -48 a. (1) Die Erklärung der Verlobten, mit 
der sie nach § 93 Abs., 1 zweiter Satz ABGB als 
gemeinsamen Familiennamen den Familien­
namen der Frau bestimmen, kann von den Ge­
richten und den österreichischen Vertretungsbe­
hörden im Ausland beglaubigt, von den Notaren 
und den Standesbeamten beurkundet oder be­
glaubigt werden. Auf Verlangen des Erklärenden 
ist diesem eine beglaubigte Abschrift der beur­
kundeten Erklärung auszufolgen. 

(2) Ist die Erklärung über die Bestimmung, 
des gemeinsamen Familiennamens nach § 93-
Abs. 1 zweiter Satz ABGB dem Standesbeamten, 
vor dem die Ehe geschlossen wird, nicht aus 
seinen Unterlagen bekannt, so haben die Verlob­
ten diesem Standesbeamten vor der Eheschließung 
die beglaubigte Erklärung oder eine beglaubigte 
Abschrift der beurkundeten Erklärung vorzu­
legen." 

14. Der Abs. 1 des § 49 hat zu lauten: 
,,(1) Die Erklärung, durch die ein geschiedener 

Ehegatte einen früheren Familiennamen wieder 
annimmt oder durch die ein geschiedener Ehe­
gatte dem anderen die Führung seines Familien­
namens untersagt, kann von den Gerichten und 
den österreichischen Vertretungs behörden im 
Ausland beglaubigt, von den Notaren und den 
Standesbeamten beurkundet oder beglaubigt 
werden." 

15. Der Abs. 1 des § 61 wird aufgehoben. 
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4 261-der Beilagen 

16. Der Abs. 1 des § 62 hat zu lauten: 
,,(1) Die Erklärung, durch die der Ehemann 

dem unehelichen Kind seiner Ehefrau oder durch 
die der Vater seinem unehelichen Kind den Fa­
miliennamen gibt, und die Erklärungen über die 
Zustimmung zur Namensgebung können von 
den Gerichten und den österreichischen Vertre­
tungsbehörden im Ausland beglaubigt, von den 
Notaren und den Standesbeamten beurkundet 
oder beglaubigt werden." 

17. Der § 63 hat zu lauten: 
,,§ 63. Eine 1\nderung des Familiennamens 

wird am Rand des Geburtseintrags nur ver­
merkt, wenn sich durch diese der Geschlechts­
name geändert hat." 

18. Der § 64 wird aufgehoben. 

19. Der Abs. 1 des § 100 hat zu lauten: 
,,(1) Für die Erteilung beglal,lbigter Abschriften 

aus den Personenstandsbüchern sind Vordrucke 
zu verwenden, die als Anlagen Aa, Bb, Ce, Dd 
abgedruckt sind. Für die Ausstellung standes­
amtlicher Urkunden (Geburtsurkunde, Heirats~ 
urkunde, Sterbeurkunde) sind Vordrucke zu ver­
wenden, die als Anlagen Ea, Eb, F, Gabgedruckt 
sind." 

20. Der § 101 hat zu lauten: 
,,§ 101. (1) Für die Ausstellung der Geburts­

urkunde ist der Vordruck Ea zu verwenden. 
(2) Ist ein Kind an Kindesstatt angenommen 

worden, so sind als Eltern nur die Wahleltern 
anzuführen. Ist es von einem Wahlvater (einer 
Wahlmutter) allein angenommen worden, so ist 
die leibliche Mutter (der leibliche Vater) dann 
anzuführen, wenn die familienrechtlichen Bezie­
hungen zwischen ihr' (ihm) und dem Kind nach 
§ 182 Abs. 2 ABGB aufr~cht geblieben sind." 

21. Der § 102 wird aufgehoben. 
22. Der § 102 a samt Anlage (Geburtsbescheini­

gung E 3) wird aufgehoben. 

23. Der § 103 hat zu lauten: 

,,§ 103. (1) In der Geburtsurkunde hat auf 
Verlangen die Angabe der Eltern zu .entfallen. 

(2) In einem solchen Fall sind in die Geburts­
urkunde aufzunehmen 

1. die Vot:namen und der Familienname des 
Kindes, 

2: der Ort und Tag der Geburt. 
(3) Für die Ausstellung einer solchen Geburts­

-urkunde ist der Vordruck Eb zu verwenden." 
24. Der § 105 hat zu lauten: -

.,,§ 105. Für die Ausstellung der Heiratsur­
kunde ist der Vordruck F zu verwenden." 

25. Der § 106 hat zu lauten: 

,,§ 106. Für die Ausstellung der Sterbeurkunde 
ist der Vordruck G' zu verwenden." 

26. In die Anlagen 1 (A), 5 (A 1), 8 (Aa), 12 
(Ern. A) wird jeweils im Ersten Teil nach den 
Angaben über die Zeugen und anstelle der 
Worte "Der Mann ... " und "Die Frau ... " ein­
gefügt: 

"Die Eheschließenden haben nach § 93 Abs. 1 
zweiter Satz ABGB als gemeinsamen Familien­
namen den Familiennamen der Frau ... be­
stimmt. 

Nach § 93 Abs. l/und 3/ABGB haben die Ehe­
gatten den Familiennamen ... zu führen." 

27. In den Anlagen 2 (B), 3 (c), 6 (B 1), 7 (C 1), 
9 (Bb) und 10 (Ce) wird jeweils der Vordruck 
"D ... Anzeigende" durch Punkte ersetzt. 

28. Die als Anlage 15 abgedruckte Geburts­
urkunde E 1 wird durch die im Anhang zu die­
sem Bundesgesetz abgedruckte Geburtsurkunde 
Ea ersetzt. 

29. Die als Anlage 16 abgedruckte Geburts­
urkunde E 2 wird durch die im Anhang zu die­
sem Bundesgesetz abgedruckte neue Geburtsur­
kunde Eb ersetzt. 

30. Die Anlage 17 (F 1) hat zu entfallen. 
31. Die als Anlage 18 abgedruckte Heirats­

urkunde F 2 erhält die Bezeichnung F. In dieser 
wird nach "die Ehe geschlossen" und vor "Ver-
merke" eingefügt: . . 

"Die Eheschließenden haben nach § 93 Abs. 1 
zweiter Satz ABGB. als _gemeinsamen Familien­
namen den Familiennamen der Frau ... be­
stimmt. 

Nach § 93 Abs. l/und 3/ABGB haben die Ehe­
gatten den Familiennamen ... iu führen." 

32. Die Anlage 19 (G 1) hat zu entfallen. 
33. Die als Anlage 20 abgedruckte Sterbeur­

kunde G 2 erhält die Bezeichnung G. 

Artikel IV 

Das Gesetz ~om 6. Juli 1938, deutsches 
RGBI. I S. 807, .zur Vereinheitlichung des Rechts 
der Eheschließung und der Ehescheidung, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 108/ 
1973, wird wie folgt geändert: 

Der § 14 hat zu lauten: 

,,§ 14. (1) Ausländer sollen eine Ehe nicht ein­
gehen, bevor sie ein Zeugnis der zuständigen 
inneren Behörde ihres Heimatstaates oder dessen 
Vertretungsbehörde in Österreich darüber beige­
bracht haben, daß der beabsichtigten' Ehe ein 
in den Gesetzen des Heimatstaates begründetes 
Ehehindernis nicht entgcrgensteht (Ehefähig­
keitszeugnis). Das Zeugnis verliert seine Kraft, 
wenn das Aufgehoi:' nicht binnen sems Monaten 
seit der Ausstellung beantragt wird. Ist in dem 
Zeugnis eine kürzere Geltungsdaüer angegeben, 
so gilt diese. 

(2) Bei Staatenlosen; (ii~ ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt oder bei_ Fehlen eines solchen ihren 
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Aufenthalt im Ausland haben, und bei Flüchtlin­
gen im Sinn der Konvention BGB!. Nr. 55/1955 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls BGB!. Nr. 78/1974 über die Rechts­
stellung der Flüchtlinge, die ihren Wohnsitz oder 
bei Fehlen eines solchen ihren Aufenthalt im 
Ausland haben, tritt an die Stelle des im Abs. 1 
genannten Heimatstaates der betreffende aus-
ländische Staat. . 

(3) Von der Beibringung des Ehefähigkeits­
zeugnisses kann Befreiung bewilligt werden." 

Artikel V 

Die Verordnung vom 27. Ju1i1938, deutsdtes' 
RGB!. I S. 923, zur Durchführung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheschließung und der Ehescheidung, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 108/ 
1973, wird wie folgt geändert: 

1. Im Abs. 1 des § 8 hat das Wort "innere" zu 
entfallen. 

2. Der § 15 samt überschrift wird' aufge~ 
hoben. 

Artikel VI 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jän­
. ner 1977 in Kraft. 

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut 

1. hinsich~def''i\r,~11 und I1I, ausgenommen 
. die Z. 13 (hinsichtlich des § 48 a Abs.l), 

14 und 16 der Bundesminister für Inneres;, 
soweit es sich um den Art. III Z. 8 bis 10, 
13 (hinsichtlich des § 48 a Abs. 2) und 15 
handelt, im: Zusammenwirken. mit. dem 

, Bu~d~sminister fü~' Justiz; . 
. 2. hinsichtlich der Art. I, III Z. 13 (hinsichtlich 

des § 48 a Abs. 1), 14 und 16, IV und V der. 
, Bundesminister für Justiz; soweit,es sich um 

die Art. I, III Z. 13 (hinsichtlich, des § 48 a 
Abs: 1), 14 undt6 handelt, im Zusammen­
wirken mit den Bundesministern für Aus­
wärtige Angelegenheiten und für Inneres. 

Anlage 15. 

(Zum § 101 Abs. 1) 

Ea 

Geburtsurkunde 

(Standesamt Nr ...................... ) 

".* •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 0.···· 

ist am .................... ", ... " .................................... , ....... , .....• 

in ........................................................ ,.................. geboren, 

Vater: ................ ,." ................ , ................ , ..................... , 

•••••••••••••••• 0"0 ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• , ••••••••••••••••••••••• 

Mutter: .... , ........................ , ..... , ........... , ............ ' ............. . 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ~ .... 
•••••••••••••••••••••••• 0" •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• • •• 

........................................... . -.' ......................................... . 

' ••• , •••••••••••••• " -J" aen ....... , .. ". ~ ... ", 

(Siegel) Der Standesbe",mte 
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Anlage 16 •. 

. (Zum § 103 Abs. ~) 

Eb 

Geburtsurkunde 

(Standesamt Nr ....... " ... """.', ,) 

. , 
••••••••••••••••• , •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 0.' ••••••••••••••••• • 

ist am ." '.' , , " ,', . , , .. , ... , , " , . " . " , , . , ;. "" , " ....... , ., .", ... , .. , .. , ..... , , .. , . 

ln ....... ,.;" ..... , ... , .. ",., ... , .... ,." ... , ... " .... , ............... ,.... geboren, 

, .... , ........ , ..... , den." ...... , .... ". 

(Siegel) Der Standesbeamte 
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